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�Liste der abkürzungen

Abs.	Absatz	

Art.	Artikel		

AHV	Alters- und Hinterlassenenversicherung	

K	Kommission 

EMRK	Europäische Menschenrechtskonvention

Bürg.	BürgerInnen

Öff.	Öffnung

CSP	Christlich-soziale Partei

CVP	Christlich-demokratische Volkspartei 

FDP	Freisinnig-demokratische Partei

SP	Sozialdemokratische Partei

SVP	Schweizerische Volkspartei		







�Zusammenfassung

Zur Erfüllung des ihr aufgetragenen Mandats, hat sich die Kommission bemüht, die Frage der Grundrechte und -pflichten umfassend zu behandeln und hat daher einen möglichst vollständigen Katalog erstellt. Einige Thesen sind neu und gehen noch weiter als das übergeordnete Recht. Sie werden im Plenum zweifellos fruchtbare Debatten auslösen. Die Kommission hofft, dass diese Debatten die Sozialpolitik unseres Kantons für die nächsten Jahrzehnte prägen werden. 



Sie hat sich bemüht, diese Thesen in einer allgemein verständlichen Sprache zu formulieren. Die gewählte Reihenfolge der Thesen ist nicht von Bedeutung, sie hat keinen Einfluss auf Hierarchie und Gewicht der einzelnen Thesen.



Die Kommission behandelt auch Themen, die gegenwärtig auf nationaler Ebene diskutiert werden. Sie hielt es für ihre Aufgabe, das zu tun. Gegebenenfalls können die entsprechenden Thesen gestrichen werden, falls entsprechende Lösungen auf Bundesebene vor unserer neuen kantonalen Verfassung in Kraft treten sollten.

�Organisation

Zusammensetzung der Kommission�1.2 (Zwischenbericht)

Adolphe Gremaud (Öff.), Präsident

Joseph Rey (CSP), Vizepräsident



Joëlle Auderset (FDP)

Jean Baeriswyl (CVP)

Martine Banderet (CVP) (Vertreterin des Vizepräsidenten)

Jean-Marie Barras (CVP) seit 22. Novembre 2001

Josef Binz (SVP)

Antonietta Burri-Ellena (CVP)

Meinrad Defferrard (FDP)

Françoise Ducrest (Bürg.)

Eva Ecoffey (SP) (Vertreterin des Präsidenten)

Catherine Fehlmann (PRD)

Vincent Gabaglio (CVP) vom 20. April 2001 bis 19. Oktober 2001

Isabelle Joye (CVP)

Nicole Lehner-Gigon (SP)

Christian Levrat (SP)

Christiane Mory (CVP) bis 30. März 2001 

Anna Petrig (SP)

Dominique Virdis Yerly (FDP)



Andrea Ragonesi, Rechtsbeistand, bis 30. Juni 2001

David Jodry, Rechtsbeistand, seit 16. August 2001







Mandat

Die Kommission 2 hatte zu prüfen, wie die Grundrechte und –pflichten, sowie die Sozialrechte und die Sozialziele definiert werden. Die Funktion der Grundrechte ist,  « die Personen vor übermässigen Eingriffen des Staates in ihre Privatsphäre zu schützen » (Ideenheft Nr. 1). Zur Zeit neigen wir mehr und mehr zu einer, konstitutiv genannten, Definition der Grundrechte, welche "dem Staat nicht nur eine Pflicht zur Zurückhaltung auferlgen, sondern ihn auch verpflichten, tätig zu werden» (Id).



Was die Sozialrechte und Sozialziele betrifft, so verpflichten sie den Staat, eine Leistung anzubieten. Dennoch ist der Unterschied zwischen Sozialzielen und Sozialrechten nicht immer klar. Wir haben uns entschieden, Sozialrechte als solche zu bezeichnen, wenn man sie direkt vor Gericht einklagen kann. Sie erlauben es, eine positive Leistung vom Staat zu erhalten, was bei den Sozialzielen nicht der Fall ist. Diese haben eine subsidiären Charakter; der Ausdruck "Ziele" weist darauf hin, dass der Gesetzgeber sie im Gesetz festhalten muss » (Id).



Die Grundpflichten bilden schliesslich einen « Spezialfall ». Bei ihnen stellt sich die Frage, ob sie nicht in die « allgemeinen Prinzipien des Staates » gehören. Dies scheint jedenfalls die vorherrschende Meinung zu sein und so hat es auch der waadtländische Verfassungsrat bei der zweiten Lektüre festgehalten. 



Ein Problem ist kurz nach der Aufnahme der Arbeiten aufgetaucht: die Unterscheidung zwischen dem unserer Kommission und der Kommission 3 aufgetragenen Mandat. Trotz der regelmässigen und intensiven Zusammenarbeit der beiden Präsidenten, konnten die gefundenen Lösungen nur teilweise befriedigen. Wir hoffen nun, dass die Diskussionen im Plenum diese Situation zu verbessern vermögen,. 





Interne Organisation und Arbeitsmethode, Anhörungen

Die Kommission hat 19 Sitzungen abgehalten. Sie hat folgende Anhörungen von Experten und Interessengruppen durchgeführt:



19.04.2001�Frau Claudine Amstein�Herr Philippe Nordmann�Verfassungsratsmitglieder des Kantons Waadt������11.05.2001�Frau Béatrice Despland�Professorin für Sozialrecht������31.05.2001�Herr Andreas Auer�Professor für Verfassungsrecht������19.08.2001�Frau Béatrice Despland�Professorin für Sozialrecht���(Gemeinsame Sitzung mit der K3)�������06.09.2001�Verein « Lire et écrire » (Lesen und Schreiben)�������06.09.2001�Freiburger LehrerInnenverband �������06.09.2001�Gruppe « Erziehung und Ausbildung »����(Gemeinsame Anhörung mit K3)�������22.11.2001�Herr Jean-Claude Simonet�Kantonaler Sozialdienst��







�Allgemeine Bemerkungen

Die Rolle des Staates besteht darin, den Zusammenhalt der Gesellschaft zu sichern und damit auch jedem Individuum zu erlauben, in Würde und Freiheit zu leben, jedoch immer unter Wahrnehmung seiner Verantwortung.



Der Wortlaut der Verfassungsrechte von 1857 zeigt, dass diese hinsichtlich des Rechtsschutzes und der Grundfreiheiten nicht mehr den aktuellen Bedürfnissen entsprechen. Die alte Verfassung zeigt auf, wo sich früher die Risiken für die individuelle Freiheit bargen. Eine moderne Verfassung muss Instrumente vorsehen, die es erlauben, den zukünftigen Bedrohungen entgegenzutreten. Die neue Verfassung kann auch Instrumente einführen, welche es den Behörden ermöglichen, im neuen Jahrhundert die Solidarität zu verwirklichen und, so weit wie möglich, die neuen Formen von Ungleichheiten abzuschaffen, mit denen unsere Gesellschaft konfrontiert wird. (Ideenheft Nr. 1)



Es gilt ebenfalls festzuhalten, dass nicht nur das Bundesrecht, sondern auch die Rechtssprechung und die internationalen Konventionen, die unser Land unterschrieben hat, einen Einfluss auf die Entwicklung der Grundrechte ausüben. Wir denken dabei insbesondere an die Europäische Menschenrechtskonvention, an die Pakte der UNO, sowie an die Europäische Sozialcharta. Diese Konventionen oder Pakte sind von unserem Land unterzeichnet oder ratifiziert worden. Im letzteren Fall sind sie für uns verbindlich. Was die Rechtssprechung betrifft, sei als Beispiel der Beschluss des Bundesgerichts von 1995 erwähnt, der das Recht auf ein Existenzminimum  als ungeschriebenes Recht anerkennt, das in der Folge in die Bundesverfassung aufgenommen wurde. 



« Alles in allem sind die Freiburgerinnen und Freiburger in ihren Grundrechten heute durch das Bundesrecht und das internationale Recht besser geschützt als durch ihre eigene Verfassung. Es ist also aus rechtlicher Sicht nicht mehr unerlässlich, die Grundrechter der Bürgerinnen und Bürger in der neuen Freiburger Verfassung zu verankern. Aus mindestens drei Gründen ist dies aber trotzdem wünschenswert: Erstens kann das kantonale Recht in gewissen Punkten einen besseren Schutz bieten als das Bundesrecht und das internationale Recht. Zweitens erfüllt ein kantonaler Grundrechtskatalog eine wichtige Informations- und Erziehungsfunktion für die Bevölkerung. Drittens kann ein kantonaler Grundrechtskatalog dazu führen, dass der Staat und die Gemeinden sich vermehrt bewusst werden, dass sie die Grundrechte in der gesamten Gesellschaft verwirklichen müssen. » (Ideenheft Nr. 1)



Die Kommission schlägt vor, die Präsentation des Kataloges der Berner Verfassung zu übernehmen, die zwischen Grundrechten, Sozialrechten und Sozialzielen unterscheidet. Diese Klassifikation wurde ausserdem auch in einer Anzahl von neueren Verfassungen festgehalten (siehe zum Beispiel die Verfassungen von Appenzell Ausserrhoden und dem Tessin).



Die Grundrechte und die Sozialrechte sind der Gerichtsbarkeit unterworfen, das heisst, dass daraus individuelle Ansprüche angerufen werden können, wenn die Rechte genügend präzis und klar formuliert sind, um einen konkreten Entscheid zu begründen. Die Sozialziele richten sich hingegen an den Gesetzgeber und setzen seine Intervention voraus. Sie können also, ohne vorausgehende gesetzliche Konkretisierung, nicht direkt vor Gericht angerufen werden,.

 

Die Kommission 2 hat sich bei ihren Arbeiten an von unserer Gesellschaft generell anerkannten Werten orientiert. Diese Werte sind: Achtung, Freiheit, Gleichbehandlung und Verantwortung. Unsere Kommission hat also bei ihren Überlegungen und ihren Arbeiten eine humanistische Vision unserer Gesellschaft einer juristischen vorgezogen.



In dieser ersten Etappe hat die Kommission darauf verzichtet, eine Schätzung der Kosten vorzunehmen, welche durch die neuen Rechte anfallen würden. Diese Schätzungen – welche nur einige der neuen Rechte betreffen würden – könnten gegebenenfalls nach Prüfung und Annahme der neuen Thesen vorgenommen werden. Wir sind jedoch der Meinung, dass der Frage der Kosten eine Reflexion über die grundsätzliche Rolle des Staates und dessen Prioritäten, namentlich seiner Vision des Stellenwerts der Bürgerinnen und Bürger auf der sozialen Wertskala, vorausgehen muss.





vorstellung der Thesen



Grundrechte

 Menschliche Würde

Die Würde des Menschen ist zu achten und zu schützen.�Einstimmig angenommen.��

Die Würde des Menschen wird durch die EMRK garantiert, sowie durch den Pakt II der UNO. Sie ist ebenfalls durch die Bundesverfassung geschützt, sowie durch alle neueren kantonalen Verfassungen. Die festgehaltene Formulierung ist mit derjenigen des Artikels 7 der Bundesverfassung identisch.

 

Das Prinzip der Würde des Menschen verbietet alle unmenschlichen oder entwürdigenden Behandlungen. Es handelt sich um ein Recht, das wirksam wird, wenn alle anderen Rechte nicht gewährleistet sind. Ausserdem bestimmt die Würde des Menschen als allgemeines Prinzip die Interpretation und die Konkretisierung der anderen Grundrechte. 



Die Würde des Menschen beinhaltet das Recht auf eine würdige Bestattung. Die Kommission hat daher darauf verzichtet, dieses Recht explizit zu erwähnen. 





 Rechtsgleichheit 

Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich.�Einstimmig angenommen.��



Niemand darf diskriminiert werden, namentlich wegen der Herkunft, des Geschlechts, der Sprache, des Alters, des Zivilstandes, der Lebensform, des Aussehens, der sozialen Stellung, der politischen, religiösen oder philosophischen Überzeugung, seiner Ansichten, einer körperlichen, geistigen oder psychischen Behinderung oder wegen seiner gesellschaftlichen oder beruflichen Stellung. �Einstimmigkeit bezüglich des Ausdrucks « Niemand darf diskriminert werden ».



Acht Mitglieder sprechen sich für einen Katalog aus. Vier sind dagegen(Frau Auderset, Frau Petrig und Frau Virdis, sowie Herr Levrat) und ein Mitglied enthält sich der Stimme (Herr Defferrard).



Elf Mitglieder sind für das Einfügen des Ausdrucks « und wegen seiner gesellschaftlichen oder beruflichen Stellung », ein Mitglied ist dagegen (Frau Ecoffey) und eine Person enthält sich (Herr Defferrard).��

��Mann und Frau sind gleichberechtigt. Das Gesetz sorgt für ihre rechtliche und tatsächliche Gleichstellung, vor allem in Familie, Ausbildung, Arbeit und im Zugang zu öffentlichen Aemtern. Mann und Frau haben Anspruch auf gleichen Lohn für gleichwertige Arbeit.�Elf Mitglieder sind für den Ausdruck « und im Zugang zu öffentlichen Aemtern. Zwei Personen enthalten sich (Frau Auderset und Frau Virdis).



Einstimmigkeit, was den letzten Satz des Abschnitts betrifft. ��

Das Prinzip der Gleichbehandlung ist in verschiedenen internationalen Texten verankert (EMRK, Pakte I und II der UNO). Zudem wird es im Artikel 8 der Bundesverfassung, sowie in verschiedenen kantonalen Verfassungen festgehalten. 

Die vorgeschlagene Formulierung der Kommission lehnt sich an den Wortlaut der Bundesverfassung und an den Artikel 10 Abs. 3 der Berner Verfassung, sowie an den Artikel 8 der Verfassung von Neuenburg und den Artikel 10 des waadtländischen Vorprojekts an (wie nach der ersten Lektüre vom Juni 2001 im Plenum in Vernehmlassung geschickt). 



Die Garantie der rechtlichen Gleichstellung verpflichtet die gesetzgebende oder die ausführende Behörde dazu, Gleiches gleich und Ungleiches ungleich zu behandeln.



Der erste Absatz der vorgestellten These ist der genaue Wortlaut des Bundesrechtes.



Der zweite Absatz behandelt das Prinzip der Nicht-Diskriminierung. Die Mehrheit der Kommission war der Meinung, dass es aus pädagogischen Gründen vernünftig sei, einige Kriterien zu erwähnen, die zur Rechtfertigung von unterschiedlicher Behandlungen ungeeignet sind. Die vorgeschlagene Liste, die keineswegs vollständig ist, nimmt eine Anzahl von bereits in der Bundesverfassung aufgeführten Elementen auf, wie die Herkunft, das Geschlecht, das Alter, die Sprache etc. Dagegen enthält sie nicht den Begriff der « Rasse », den die Kommission für veraltet hält. Ebenso wird auf den Begriff des « genetischen Erbguts », aus dem waadtländischen Vorprojekt (der bei der zweiten Lektüre jedoch gestrichen wurde) verzichtet. Die Kommission war der Ansicht, dass der Ausdruck «Herkunft» genügt, um die unterschiedliche Behandlung aus rassistischen Motiven abzudecken. Ausserdem führt die These 2.2 zwei Kriterien ein, die in der Bundesverfassung nicht erwähnt werden : « der Zivilstand » und « die gesellschaftliche oder berufliche Stellung». 



Der dritte Abschnitt handelt von der Gleichberechtigung von Frau und Mann. Es handelt sich im Wesentlichen um eine Übernahme des Artikel 8 Abs. 3 der Bundesverfassung. Der zweite Satz dieses Abschnitts ist so formuliert, dass es sich um ein Mandat an den Gesetzgeber und nicht um ein Recht im eigentlichen Sinn handelt (« Das Gesetz... »). 



Der " Zugang zu öffentlichen Aemtern » findet sich auch im Artikel 8 Abschnitt 2 der Neuenburger Verfassung wieder. Nur die Chancengleichheit bezüglich Zugang zu öffentlichen Aemtern ist anvisiert, nicht aber die Gleichheit der Resultate. Die Quotenfrage wird also in dieser Bestimmung nicht angesprochen. 





 Schutz vor Willkür und Wahrung von Treu und Glauben

Jede Person hat Anspruch darauf, von den staatlichen Organen ohne Willkür und nach Treu und Glauben behandelt zu werden.�Einstimmig angenommen.��

Der Schutz vor Willkür ist ein unabhängiges Grundrecht. �Einstimmig angenommen. ��

Der Schutz vor Willkür und die Wahrung von Treu und Glauben, wie in der These 2.3 vorgesehen, ergeben sich bereits aus dem Artikel 9 der Bundesverfassung.

 

Der Artikel 2 will, entgegen dem Wunsch des Gesetzgebers, in der Verfassung das Verbot der Willkür als unabhängiges Grundrecht verankern, während die Rechtssprechung des Bundesgerichts  fordert, dass die Willkür sich auf ein anderes Recht beruft. Gegenwärtig zeitigt ein unabhängiges Verfassungsrecht für den Schutz vor Willkür keine Auswirkungen. Das Bundesgericht ist nämlich der Ansicht, dass die Kantone nicht die Kompetenz hätten, um die Eigenschaften für einen derartigen Rekurs zu definieren. 

�

 



 Schutz der Privatsphäre und der persönlichen Daten

Jede Person hat Anspruch auf Achtung ihres Privat- und Familienleben, ihrer Wohnung, ihrer Korrespondenz und ihres Fernmeldeverkehrs.�Einstimmig angenommen.��

Sie hat Anspruch auf Schutz vor Missbrauch ihrer persönlichen Daten. Sie darf diese Daten einsehen und die Richtigstellung von unzutreffenden Angaben verlangen, sowie die Zerstörung derjenigen, die überflüssig sind. Die Behörden können die Daten nur einsehen, sofern eine legale Basis besteht und diese persönlichen Daten für die Ausführung ihrer Aufgaben notwendig sind. Sie stellen sicher, dass diese Daten vor Missbrauch geschützt sind. �Einstimmig angenommen.��

Der Schutz der Privatsphäre und der persönlichen Daten ist im Artikel 8 der Europäischen Menschenrechtkonvention anerkannt und im Artikel 13 der Bundesverfassung verankert. 



Die These der Kommission ist genauer formuliert und übernimmt wörtlich den Artikel 11 der Neuenburger Verfassung.

 

Die Achtung des Privatlebens, in der auch die Achtung der Intimsphäre inbegriffen ist, beinhaltet das Recht, sein Leben frei zu organisieren und Beziehungen zu anderen Personen zu pflegen, ohne dass der Staat interveniert. 

Das Recht auf Familienleben (im allgemeinen Sinn, gemäss Artikel 8 der EMRK) verleiht das Recht, die familiären Beziehungen ohne Intervention des Staates frei zu organisieren und zu gestalten.

Das Recht auf Achtung der Wohnung beinhaltet auch den Schutz von Berufslokalen, geschlossenen Aussenräumen oder provisorisch bewohnte Räumlichkeiten (Hotelzimmer, Wohnwagen, etc.).

Die Achtung der Korrespondenz und des Fernmeldeverkehrs schliesst jede Art von Kommunikation ein und schützt vor jeglicher staatlichen Überwachung. 



Das Recht auf Achtung der persönlichen Daten ist ein Aspekt des Rechts auf Privatsphäre. Der Abschnitt 2 der These 2.4 führt insbesondere das Recht der Einsicht der Daten ein. Sie sieht zudem ein paar Regeln betreffend der Behandlung der Daten durch den Staat vor. 







 Recht auf Ehe und andere gemeinschaftliche Lebensformen

Das Recht auf Ehe ist gewährleistet. Die Freiheit andere gemeinschaftliche  Lebensformen zu wählen, ist anerkannt.�Einstimmig angenommen.��

Gleichgeschlechtliche, registrierte Paare haben Anspruch darauf, dass alle für Ehepaare gültigen Bestimmungen des kantonalen Rechts analog auf sie angewendet werden.�Neun Mitglieder sind für die Registrierung von Partnerschaften gleichgeschlechtlicher Paare, fünf Personen enthalten sich der Stimme.

Sechs Mitglieder sprechen sich für eine registrierte Partnerschaft von Paaren verschiedenen Geschlechts aus (Frau Burri, Frau Lehner, Frau Petrig; Herr Grandjean, Herr Levrat et Herr Rey). Sieben Mitglieder sind dagegen, zwei enthalten sich. 

��

Des Recht auf Ehe ist namentlich durch den Artikel 12 der EMRK und den Artikel 14 der Bundesverfassung garantiert. Dieses Recht gewährleistet die Existenz der Ehe sowohl als Institution als auch als individuelle Garantie, es schützt die Freiheit der Individuen, innerhalb der Grenzen der nationalen Gesetzgebung  zu heiraten. 



Die These 2.5 anerkennt auch, nach dem Muster der Berner und Neuenburger Verfassung, sowie dem Waadtländer Vorprojekt, die Freiheit, eine andere gemeinschaftliche Lebensform als die Ehe zu wählen. Diese Anerkennung kann nur im Bezug auf kantonales Recht wirksam werden. Mit der Ehe in Zusammenhang stehende Fragen wie Kindsrecht, Fortpflanzung, Adoption oder Erbschaft, welche ausschliesslich in die Zuständigkeit des Bundesrechts fallen, werden durch diese These nicht angesprochen. Dafür könnte sie sich in Domänen kantonaler Kompetenz auswirken, wie zum Beispiel das Recht, die Bestattung eines verstorbenen Partners zu organisieren, das Recht, einer Autopsie zuzustimmen oder das Recht auf eine vorteilhafte Rate der Erbschaftssteuer.



Die Kommission ist für eine registrierte Partnerschaft für Personen des gleichen Geschlechts, da sie nicht die Möglichkeit haben, zu heiraten. 



Zwischen 1980 und 1990 stieg die Zahl der nichtverheirateten Paare mit Kindern in der Schweiz um 143.7 % sowie die der nichtverheirateten Paare ohne Kinder um 153.1 %. Die Zahl der verheirateten Paare mit Kinder sank in derselben Zeit um 0.8 %. Dies zeigt, dass immer mehr Paare unverheiratet in einer stabilen Beziehung zusammenleben. Diese Paare werden aufgrund der aktuellen Rechtslage gegenüber verheirateten Paaren diskriminiert. Eine Gleichstellung im kantonalen Recht ist daher angezeigt. Diese berührt ihre Stellung im Bundesrecht (Adoptivrecht u.a.) in keiner Weise.





 « Individuelle Freiheiten » als Grundrechte

Eine gewisse Anzahl von individuellen Freiheiten werden in den meisten neueren Verfassungen als Grundrechte anerkannt. Abgesehen von einigen Ausnahmen, wurden diese von unserer Kommission übernommen.

 

Recht auf Leben und auf persönliche Freiheit. �Jeder Mensch hat das Recht auf Leben. �Jeder Mensch hat das Recht auf persönliche Freiheit, insbesondere auf körperliche und geistige Unversehrtheit und auf Bewegungsfreiheit.  �Einstimmig angenommen.��

Diese These richtet sich nach dem Artikel 10 der Bundesverfassung. 





Niederlassungsfreiheit�Die freie Wahl des Wohnsitzes und des Aufenthaltsortes ist im Rahmen der nationalen Gesetzgebung gewährleistet. �Einstimmig angenommen.��

Diese These übernimmt die Hauptaussage von Art. 24 der Bundesverfassung und wird im Art. 15 der Neuenburger Verfassung festgehalten.



 

Religionsfreiheit

Die Glaubens- und Gewissensfreiheit ist gewährleistet.

Jede Person hat das Recht, ihre Religion frei zu wählen, sowie sich ihre philosophischen Ueberzeugungen selbst zu bilden und sie allein oder in Gemeinschaft mit anderen zu bekennen.

Jede Person hat das Recht, einer Religionsgemeinschaft beizutreten, ihr anzugehören oder sie zu verlassen und religiösem Unterricht zu folgen.  

Jegliche Art von Zwang, Machtmissbrauch oder Manipulation im Bereich von Gewissen oder Glauben sind verboten. �Einstimmig angenommen.��

Diese These nimmt den Artikel 15 der Bundesverfassung auf und fügt im 4. Abschnitt einen Schutz gegen Manipulationen und Zwang an (z.B. Sekten).

 

Meinungs- und Informationsfreiheit.�Die Meinungs- und Informationsfreiheit ist gewährleistet. Sie beinhalten das Recht, die eigene Meinung frei zu bilden und sie ungehindert zu äussern und zu verbreiten. �Einstimmig angenommen.��

Ohne Kommentar.



Vereinigungsfreiheit�Jede Person hat das Recht, Vereinigungen zu bilden, Vereinigungen anzugehören und sich an den Tätigkeiten von Vereinigungen zu beteiligen. Niemand darf dazu  gezwungen werden.�Einstimmig angenommen.��

Diese Freiheit wird durch den Artikel 23 der Bundesverfassung und den Artikel 11 der EMRK, sowie dem Artikel 22 von Pakt II gewährleistet.



Versammlungs- und Demonstrations- freiheit 

Jede Person hat das Recht, eine Demonstration oder eine Versammlung zu organisieren.

Jede Person ist frei, an einer Versammlung oder Demonstration teilzunehmen. Niemand kann dazu gezwungen werden. 

Das Gesetz oder ein Gemeindereglement kann Demonstrationen auf öffentlichem Grund der Bewilligungspflicht unterstellen. 

Die Demonstrationen werden erlaubt, sofern ein geregelter Ablauf gesichert scheint und die Beeinträchtigung der Interessen der anderen TeilnehmerInnen erträglich scheint.  �Einstimmig angenommen.��

Die Versammlungs- und Demonstrationsfreiheit findet man im Artikel 22 der Bundesverfassung, sowie im Artikel 11 der EMK und im Artikel 21 von Pakt II. 



Kunstfreiheit�Die Freiheit der Kunst ist gewährleistet.�Einstimmig angenommen.��

Ohne speziellen Kommentar (aus Artikel 21 der Bundesverfassung).





Freiheit der wissenschaftlichen Lehre und Forschung 

Die Freiheit der wissenschaftlichen Lehre und Forschung ist gewährleistet.

Personen, die wissenschaftlich oder in  der Forschung oder in der Lehre tätig sind, übernehmen Verantwortung gegenüber der Integrität des Lebens der Menschen, der Tiere, der Pflanzen und ihrer Lebensgrundlagen.�Einstimmig angenommen.��

Diese These basiert auf Art. 20 der Bundesverfassung. Sie geht aber weiter und nimmt den Artikel 21 der Berner Verfassung auf. 



Wirtschaftsfreiheit

Die Wirtschaftsfreiheit ist gewährleistet.

Sie umfasst insbesondere die freie Wahl des Berufes sowie den freien Zugang zu einer privatwirtschaftlichen Erwerbstätigkeit und deren freie Ausübung.  �Einstimmig angenommen.��

Diese These übernimmt Artikel 27 der Bundesverfassung.

 

Koalitions- und Streikfreiheit���



Die Gewerkschaftsfreiheit ist gewährleistet : niemand darf wegen seiner Zugehörigkeit zu einer Gewerkschaft oder wegen gewerkschaftlicher Aktivitäten benachteiligt werden. Niemand kann gezwungen werden, einer Gewerkschaft beizutreten. �

Einstimmig angenommen.��

Diese These nimmt, teilweise mit einer anderen Formulierung, den Artikel 28 der Bundesverfassung auf. 





Das Recht auf Streik und Aussperrung (lock-out) sind gewährleistet, wenn sie Arbeitsbeziehungen betreffen und wenn keine Verpflichtungen entgegenstehen, den Arbeitsfrieden zu wahren oder Schlichtungsverhandlungen zu führen. 

Das Gesetz kann die Ausführung dieses Rechts regeln; es kann bestimmten Kategorien von Personen den Streik verbieten oder Einschränkungen auferlegen, namentlich im öffentlichen Dienst. �

Mehrheit (10 Personen).��

Diese These nimmt den Artikel 27 Abs. 3 der Neuenburger Verfassung auf. 



Die These der  Minderheit geht noch weiter und ist folgendermassen formuliert:

 

Streitigkeiten sind nach Möglichkeit durch Verhandlung oder Vermittlung beizulegen. Streik  und Aussperrung sind ein Recht; dieses Recht kann durch Gesamtarbeitsverträge und die Verpflichtung, einen minimalen Dienst zu gewärleisten, eingeschränkt werden. �Minderheit : J. Rey, Petrig, Levrat, Ecoffey, Lehner, Gremaud, Ducrest��

Angesichts der Umwälzungen in der Organisation und den Strukturen der Arbeitswelt (Holding, Zulieferer u.a.), lässt sich das Streikrecht nicht mehr auf die Arbeitsbeziehungen in ein und demselben Unternehmen einschränken. Ausserdem macht es wenig Sinn, das Streikrecht allgemein gewissen Kategorien von Arbeitnehmern und Arbeitnehmerinnen zu verbieten. Das Verbot soll gezielt darauf ausgerichtet werden, dass die für die Bevölkerung unentbehrlichen Dienste (Spital, Feuerwehr, u.a.) gewährleistet bleiben. 



Medienfreiheit�Die Medienfreiheit und das Redaktionsgeheimnis sind gewährleistet.�Einstimmig angenommen.��

Diese These übernimmt einen Teil von Art. 17 der Bundesverfassung.



Zensur�Für die Begriffe der Informations- und Meinungsfreiheit und der Medienfreiheit, ist keine vorangehende Zensur möglich.�Einstimmig angenommen.��

Ohne Kommentar.





 Eigentumsgarantie

Das Eigentum ist gewährleistet.

Enteignungen und Eigentumsbeschränkungen, die einer Enteignung gleichkommen, werden voll entschädigt. 

Der Kanton und die Gemeinden bilden günstige Voraussetzungen für eine breite Verteilung von privatem Grundbesitz, im wesentlichen damit dieser vom Besitzer genutzt wird. �Einstimmig angenommen.













Einstimmig angenommen.��



 Die Eigentumsgarantie wird in Art. 26 der Bundesverfassung festgehalten. Der 3. Absatzt basiert auf Art. 24 der Berner Verfassung.





 Recht auf Information

Jede Person hat das Recht, offizielle Dokumente einzusehen insofern kein ausschlaggebendes, öffentliches Interesse dagegen spricht. 

Das Gesetz regelt das Recht auf Information.�Einstimmig angenommen.��

Inspiriert durch den Art. 17 Absatz 3 der Berner Verfassung, schlägt diese These ein neues Grundrecht vor, das nicht im Bundesrecht zu finden ist. Sie führt eine wesentliche Neuerung im Bereich der behördlichen Informationspolitik ein. Sie kehrt das Prinzip « Geheimhaltung vorbehaltlich Oeffentlichmachung » um in das Prinzip « Öffentlichmachung vorbehaltlich Geheimhaltung». Dieses Recht auf Information findet sich auch in der Neuenburger Verfassung wieder. 



 Recht auf ein Lebensende in Würde

Jede verletzliche, abhängige, behinderte oder dem Tode nahestehende Person  hat Anspruch auf besondere Aufmerksamkeit.

Jede Person hat das Recht, in Würde zu sterben.�Einstimmig angenommen.��

Der erste Absatz dieser These geht nicht weiter als die Bundesverfassung, ist aber präziser. Der zweite Abschnitt hingegen will die künstliche Lebensverlängerung verhindern und allen Personen den freien Entscheid ermöglichen. Damit soll in keiner Weise die aktive Sterbehilfe, die im Gegensatz zum Bundesrecht stehen würde, befürwortet werden. 







 Recht auf Gesundheit

Jede Person hat das Recht auf medizinische Grundversorgung.�Einstimmig angenommen.��

Das Recht auf Pflege hängt mit der Garantie des Existenzminimums zusammen. Damit erlaubt es jeder Person, unabhängig von ihren wirtschaftlichen Möglichkeiten und ihrem Status, in Würde zu leben. 





 Recht auf die unerlässlichen Mittel 

Jede Person in Not hat ein Recht auf eine angemessene Unterkunft, auf medizinische Grundversorgung und auf die Mittel, die für ein menschenwüdiges Dasein unerlässlich sind.�Einstimmig angenommen.��

Diese These garantiert jeder bedürftigen oder in Not geratenen Person das Recht auf eine minimale Unterstützung durch den Staat. Es geht hier um Notlagen und das Recht auf Unterkunft entspricht nicht einem einklagbaren Anspruch auf Wohnung. Es geht hier eher um den Begriff "Ein Dach über dem Kopf". 



 Recht auf Unterstützung in Notlagen 

Jede Person, die sich in einer Notlage befindet, weil sie Opfer wurde von schweren Delikten, Naturkatastrophen oder anderen ähnlichen Ereignissen, hat ein Recht auf angemessene Unterstützung. �Einstimmig angenommen.��

Der Wunsch der Kommission ist, jeder Person in einer Notlage, die Möglichkeit zu bieten, eine ihren Bedürfnissen entsprechende Hilfe zu erhalten. Wahrscheinlich müsste diese These eine sowohl zeitliche (an das Ereignis anschliessende Periode), wie auch die Intensität betreffende, limitierte Wirkung haben.  Diese These könnte sich auch mit bereits existierenden Mitteln überschneiden( Bundesgesetz über den Schutz von Gewaltopfern, Recht auf minimale Existenzbedingungen u.a.). Sie wurde von der Kommission trotzdem beibehalten, im Bestreben, allen Personen eine Unterstützung zu gewährleisten, welches auch immer die Ursachen ihrer Notlage sei. 



 Drittwirkung

Der Kommission gelang es nicht, sich zu entscheiden (8 gegen 8); die vorgeschlagenen Thesen sind die folgenden:

Die Behörden sorgen dafür, dass die Grundrechte, soweit sie sich dazu eignen, auch unter Privaten wirksam werden.

Soweit sie sich dazu eignen, werden die Grundrechte auch auch unter Privaten wirksam. Die Drittwirkung soll insbesondere für die Thesen zur Religionsfreiheit, zum Datenschutz, zur Gewerkschaftsfreiheit, zum Mindestlohn und zur Gleichstellung von Mann und Frau gelten.

�

��

Die Drittwirkung wurde im Artikel 35 Abs. 3 der Bundesverfassung eingeführt und war bereits Gegenstand von vielen Interventionen und Publikationen. Einige wollen deren Reichweite einschränken (These 2.13.1, Uebernahme von Art. 35 Abs. 3 der Bundesverfassung) und andere wollen ihr einen breiteren Anwendungsbereich einräumen. Die Personen, die für die These 2.13.2 sind, meinen, dass diese Bestimmungen zweifellos auch unter Privaten wirksam sind, dass ihr Wirkungsbereich also nicht auf die Beziehungen zwischen Staat und Privaten beschränkt ist. Daher sind diese Bestimmungen aufzulisten, um die Lektüre unserer zukünftigen Verfassung und deren Auslegung zu erleichtern.





 Einschränkung der Grundrechte

Der Kerngehalt der Grundrechte ist unantastbar. 

Einschränkungen von Grundrechten bedürfen einer gesetzlichen Grundlage Schwerwiegende Einschränkungen müssen im Gesetz selbst vorgesehen sein. Ausgenommen sind Fälle ernster, unmittelbarer und nicht anders abwendbarer Gefahr. �Einstimmig angenommen.��Einschränkungen von Grundrechten müssen durch ein öffentliches Interesse oder durch den Schutz von Grundrechten Dritter gerechtfertigt sein. 

Einschränkungen von Grundrechten müssen verhältnismässig sein.���

Diese These umfasst die Regeln über die Einschränkungen der Grundrechte: sie sind im Art. 36 der Bundesverfassung zu finden. Die einschränkenden Massnahmen des Staates sind der Achtung der vier in der These aufgeführten Bedingungen unterstellt. Dennoch dürfen die Einschränkungen nicht den Kerngehalt des betroffenen Grundrechtes verletzen. Diese Bedingung schützt den unantastbaren Kern der Grundrechte. 





Sozialrechte



 Das Recht auf einen Mindestlohn

Jede lohnabhängige Person, die einer bezahlte Erwerbstätigkeit ausübt, hat Anspruch auf einen Lohn, der ihre Grundbedürfnisse deckt. 

Das Gesetz bestimmt die Höhe des Mindestlohnes. �Mehrheit (12 Personen).

Opposition (2 Personen).

Enthaltungen (2 Personen).��

Es handelt sich um ein Recht, das gegen alle privaten oder staatlichen Arbeitgeber berufen werden kann.  Das Gesetz wird den Betrag bestimmen. 



Mit dieser These hat jede Vollzeit arbeitende Person Anspruch auf einen Mindestlohn, mit dem sie ihre Grundbedürfnisse decken kann. Es geht darum zu verhindern, dass sich das Phänomen der « working poors » weiter ausbreitet. Die Mehrheit der Kommission beruft sich auf die letzten Statistiken der Sozialhilfe im Kanton Freiburg (Oktober 2001), wonach 80% der Leute, die Sozialhilfe erhalten, diese Hilfe aufgrund von Lücken im Arbeitsmarkt oder im Sozialversicherungssystem benötigen. Ein Drittel der BezügerInnen sind « working poors », das heisst, dass diese Personen – die Vollzeit arbeiten – ein Einkommen beziehen, das unter dem von der Sozialhilfe definierten Minimum liegt. 





 Mutterschaft

Jede Frau hat Anspruch auf materielle Sicherheit vor und nach der Geburt. 

Jede Frau, ob sie erwerbstätig ist oder nicht, hat Anspruch auf eine Mutterschaftsleistung. 

Eine Versicherung deckt den Erwerbsausfall der erwerbstätigen Frauen. 

Diese Massnahmen bleiben in Kraft, bis  der Bund gleichwertige Leistungen ausschüttet.

Die Mutterschaftsversicherung muss spätestens 36 Monate nach dem in Kraft treten dieses Textes anfangen, ihre Leistungen auszuschütten.

Der Mutterschaftsurlaub dauert 16 Wochen. 

Vorschlag der Minderheit: es soll keine  Urlaubsdauer erwähnt werden. �Mehrheit.

1 Opposition (Herr Defferrard).



Mehrheit, 1 Enthaltung (Herr Defferrard).



Mehrheit, 1 Enthaltung (Herr Defferrard).





Mehrheit, 1 Enthaltung (Herr Defferrard).



Mehrheit, 1 Enthaltung (Herr Defferrard).





Mehrheit, 3 Oppositionen (Frau Joye, Frau Burri, Herr Pauchard).��

Obwohl 1945 angenommen, wurde das Prinzip einer Mutterschaftsversicherung auf Bundesebene immer noch nicht verwirklicht. Jede und jeder kennt die verschiedenen Episoden, die die lange Geschichte der Mutterschaftsversicherung in unserem Land prägten. Heute scheint sich eine Lösung abzuzeichnen. Die Bundesversammlung befasst sich mit einem Vorschlag, das von einer grossen Mehrheit der ParlamentarierInen befürwortet wird. Auf kantonaler Ebene wurde eine Initiative mit 8686 Unterschriften eingereicht. 1999 hatte sich die Freiburger Bevölkerung positiv (54%) zum Bundesvorschlag geäussert. Der Kanton Genf hat den Weg geebnet, indem er im Dezember 2000 im Grossen Rat einstimmig eine Mutterschaftsversicherung eingeführt hat. Der Kanton Waadt wird wahrscheinlich im Jahr 2003 ebenfalls eine derartige Versicherung einführen. Und auch im Kanton Neuenburg wurde eine Volksinitiative eingereicht. 



Die Kommission hat beschlossen, an den obigen Thesen festzuhalten, um sicher zu gehen, dass, zumindest in unserem Kanton, sehr bald eine Mutterschaftsversicherung in Kraft treten wird. Die Mutterschaftsleistung (siehe 2.16.2) gilt für alle Frauen, ob erwerbstätig oder nicht. Der Erwerbsausfall (siehe 2.16.3) betrifft sowohl abhängige wie unabhängige Erwerbsarbeit. Schliesslich hat sich die Mehrheit der Kommission dafür ausgesprochen, dass die Thesen 2.16.5 und 2.16.6 in den Übergangsbestimmungen festgehalten werden. 





Adoption

Die Mutterschaftsversicherung muss die Adoption gleich behandeln wie die Mutterschaft , sofern:

- das adoptierte Kind nicht das Kind des Ehegatten ist, und �- das Alter oder die Situation des Kindes es rechtfertigen. �Mehrheit, 1 Enthaltung (Herr Defferrard). ��

Diese These bezweckt, die Adoption der Mutterschaft gleichzustellen, ausser es handle sich um die Adoption des Kindes des Ehegatten. 



 Kinder

Das Kind hat ein Recht auf einen besonderen Schutz seiner körperlichen und seelischen Unversehrtheit, auch innerhalb seiner Familie.

Die minderjährigen Opfer von Gesetzesübertretungen haben ein Recht auf spezifische Hilfe, um ihre Schwierigkeiten zu überwinden. 

Die gerichtlichen Verfahren berücksichtigen die besondere Situation der Kinder und Jugendlichen. 

Unabhängig vom Einkommen seiner Familie, hat jedes Kind Anspruch auf eine Leistung, die einen substantiellen Teil seiner Unterhaltungs- und Erziehungskosten deckt. 

Familien mit Kleinkindern, die ständig betreut werden müssen, haben Anspruch auf ergänzende Leistungen, falls ihr Einkommen ungenügend ist.�Einstimmig angenommen.

























Mehrheit 10 und 6 Enthaltungen.

��

Die verschiedenen Vorschläge, die in diesen Thesen formuliert sind, zielen in Richtung einer globalen kantonalen Familienpolitik und sollen die Berücksichtigung der tatsächlichen Interessen der Familien ermöglichen. Sie gehen in dieselbe Richtung wie das Mandat, mit dem die kürzlich vom Staatsrat eingesetzte Kommission beauftragt wurde. Letztere muss ihren Bericht bis Juni 2003 abgeben. Diese Vorschläge decken sich teilweise auch mit dem Postulat Thérèse Meyer-Kaelin/Isabelle Chassot für die Einführung eines Verfassungsartikels über die Familie. 



Was die These 2.18.4 betrifft, so will die Kommission das Prinzip « ein Kind / eine finanzielle Leistung » einführen. Durch diesen Vorschlag will die Kommission, dass das Kind das Recht auf eine Leistung auslöst und nicht die berufliche Stellung der Eltern. Sie dachte dabei insbesondere an die unabhängig Erwerbstätigen, deren Einkommen manchmal, besonders bei Handwerkern, tief sind. Die Höhe dieser Leistung könnte zum Beispiel jene der Kinderzulagen sein. In diesem Zusammenhang, hat die Kommission von der �Volksinitiative der christlichen Gewerkschaften mit dem Titel « Für gerechtere Kinderzulagen », die in dieselbe Richtung zielt, Kenntnis genommen. 



Die These 2.1.5 bezieht sie sich auf das, was der Kanton Tessin schon seit 1996 kennt (Zulagen für Kleinkinder). Diese Zulage deckt die Lebensbedürfnisse der Familie bis das letzte Kind das Alter von drei Jahren erreicht hat. Die Zulage entspricht der Differenz zwischen dem massgeblichen Einkommen im Sinn des Bundesgesetzes über die AHV-Ergänzungsleistungen und der unteren Grenze, die den Anspruch auf Ergänzungsleistungen auslöst. Gemäss der vom Staatsrat im Jahr 2000 gezogenen Bilanz, sind die gemachten Erfahrungen hervorragend. Andererseits hat der Nationalrat am 21. März 2001 beschlossen, der parlamentarischen Initiative von Nationalrätin Jacqueline Fehr Folge zu geben, deren Wortlaut ist:



 «Es werden die gesetzlichen Grundlagen für eidgenössische Ergänzungsleistungen für Familien nach dem Vorbild des Kantons Tessin geschaffen. Es sollten Anreizmodelle entwickelt werden, wie solche Ergänzungsleistungen an die Anzahl familienergänzender Betreuungsplätze geknüpft werden könnten. »



Wir sind der Ansicht, dass es sich bei der Umsetzung dieser These wie bei derjenigen der Mutterschaftsversicherung verhält: es besteht keine Gewähr, dass der Vorschlag Fehr demnächst verwirklicht wird. Es ist deshalb angezeigt, auf kantonalem Niveau zu handeln. 





 Schule und Ausbildung

Jedes Kind hat das Recht auf einen ausreichenden und kostenlosen Vorschul-, Schul- und Nachschulunterricht, der seinen Fähigkeiten entspricht. 

Der Unterricht integriert die Ziele der Allgemeinbildung. 

Jede Person hat das Recht auf finanzielle Hilfe für ihre erste Ausbildung nach dem Schulobligatorium, je nach  ihrer finanziellen Lage und derjenigen ihrer Familie. �Einstimmig angenommen.















Mehrheit 12 und 3 Enthaltungen.��

Für die These 2.19.1. wurde das Konzept der Allgemeinbildung im April 2001 von der Erziehungsdirektion in Zusammenarbeit mit der Direktion für Gesundheit- und Sozialwesen entwickelt. Es stellt fest, dass die neuen Herausforderungen unserer Gesellschaft mehr als nur der reine Erwerb von Kenntnissen erfordern. Das Individuum muss zusätzlich eine Reihe von Kompetenzen im Bereich der Gefühle, des Verhaltens und des zwischenmenschlichen Umgangs entwickeln, um sich zu einem autonomen und freien Mensch zu entwickeln. Dieses Projekt steht in Übereinstimmung mit dem Schulgesetz, das in Art. 2 vorsieht, dass die Schule den Eltern bei der Ausbildung und der Erziehung ihrer Kinder beisteht, und im Art. 31, Absatz 2 , dass Eltern und Schule zusammen an der Erziehung und der Ausbildung der Kindern arbeiten.



Das Konzept schlägt vier Hauptbereiche vor :  gesund leben (Gesundheitsförderung und Vorbeugung), zusammen leben (lernen, in einer Gemeinschaft zu leben), den Beruf des Lernenden leben (Arbeitsstrategien), nach dem den Sinn des Lebens suchen (Öffnung zur Philosophie, Spiritualität).



Die Umsetzung des Konzepts sieht vor, dass der Geist der Allgemeinbildung in der Grund- und Weiterbildung der Lehrer integriert wird, unterstützt durch Organe oder Personen, die im Bereich der Vorbeugung, des Gesundheitswesesn, usw. tätig sind.



Es schien den Mitgliedern der Kommission 2 wichtig, dieser Orientierung eine Verfassungsgrundlage zu geben und unseren Willen zu bekräftigen, dass jedes Kind eine Ausbildung erhält, die es ihm erlaubt, seine Fähigkeiten optimal zu entwickeln, seine körperliche und seelische Gesundheit zu erhalten, sich den gesellschaftlichen Wandlungen zu stellen, Gewaltakten und dem Verlust von Wertorientierungen vorzubeugen.



Der Begriff « kostenlos » für den Nachschulunterricht nach der obligatorischen Schulzeit, schliesst nicht den Verzicht auf Schulgebühren oder Taxen ein. Die derzeitigen Beträge decken in Wirklichkeit nur einen ganz kleinen Teil der effektiven Studien- oder Berufsbildungs-Kosten. 



Mit der These 2.19.2 verlangt die Kommission, dass die Förderung der "Wellness", des Wohlbefindens, der Gesundheit und der Allgemeinbildung Teil des Unterrichts seien.

These 2.19.3 führt sie ein Verfassungsrecht auf Ausbildungs-Zuschüsse ein. 





Pflichten

 Pflichten

Diese These war Gegenstand von zahlreichen langen Diskussionen in der Kommission. Sich auf die neueren Tendenzen in dieser Frage beziehend, hat die Kommission einstimmig beschlossen, dass diese These eher in die allgemeinen Prinzipien des Staates gehört, da die Pflichten nicht vor Gericht eingefordert werden können. Dieses Thema sollte daher von der Kommission 1 behandelt werden. Der folgende Text wird vorgeschlagen : 



« Jede Person ist für sich selber verantwortlich, übernimmt ihre Verantwortung gegenüber den anderen Menschen, der Gemeinschaft und den zukünftigen Generationen.»







Sozialziele

Integration von behinderten Personen 

Es werden Massnahmen zugunsten von behinderten Personen eingeführt, zur Kompensation der Ungleichheiten und zur Förderung ihrer wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Integration. �Einstimmig angenommen.��

Die Bundesverfassung im Art.8 Abs. 4 gibt ebenfalls dieses Mandat an den Gesetzgeber weiter und die Neuenburger Verfassung sieht es im Art. 36 vor.  





2.22.:  Teilnahme und Integration von älteren Menschen



Aeltere Menschen sind vollwertige Mitglieder der Gesellschaft. Sie haben in allen Lebenslagen Anspruch auf Mitwirkung, auf Autonomie, Lebensqualität und Achtung ihrer Persönlichkeit. �Einstimmig angenommen.��

Diese konzeptuell neue These will älteren Menschen, die in unseren Gesellschaft eine aktive Rolle spielen und Anspruch auf besondere Aufmerksamkeit haben, bestimmte Rechte anerkennen. 





2.23.  Schutz und Förderung der Gesundheit 

Jede Person hat das Recht auf Schutz und Förderung der Gesundheit und auf die dazu nötigen Informationen. 



Der Staat verpflichtet sich, die Gesundheit zu fördern durch Massnahmen wie Vorbeugung und Reiheuntersuchungen , Verbesserung der Umwelt- und Lebensbedingungen. (Sozialziel) �Einstimmig angenommen.











Einstimmig angenommen. ��

Ohne Kommentar.





2.24.  Recht auf Wohnung

2.24. Der Kanton und die Gemeinden sorgen dafür, dass jede Person in erträglichen Bedingungen wohnen kann. 

2.24. bis Das Recht auf Wohnung ist gewährleistet.   �Mehrheit : 9 Personen. 







(Minderheit : J. Rey, Petrig, Levrat, Ecoffey, Lehner, Ducrest)��

Diejenigen Personen, die das Recht auf Wohnung als einklagbares Recht wollen, argumentieren wie folgt : 

Die Verfassung des Kantons Jura anerkennt das Recht auf Wohnung als Aufgabe des Staates. In der Verfassung von Genf ist das Recht auf Wohnung ein individuelles Recht. In der Volksabstimmung vom 27. September 1970 hat das Freiburger Stimmvolk – mit 56% - der Volksinitiative für das Recht auf Wohnung und die Entwicklung des Familienschutzes zugestimmt. In der Resolution des Europaparlaments über die Achtung der Menschenrechte (1995), wird das Recht auf Wohnung als unabdingbare Bedingung, um ein Leben in menschlicher Würde zu führen, bezeichnet. 





2.25.  Familienergänzende Kinderbetreuung 

2.25. In Ergänzung zur Verantwortung der Familie, kommt jedes Kind in den Genuss einer qualifizierten, familieneränzenden Betreuung. 

�Mehrheit : 9 Personen







��

2.25bis  7 Personen verlangen, dass dieses Sozialziel ein Grundrecht wird.

�

Frau Ducrest, Frau Petrig, Frau Lehner, Frau Ecoffey, Frau Burri und Herr  J. Rey, Herr Levrat. ��

Durch « qualifizierte Betreuung » ist gemeint, dass die Personen, die diese Betreuung gewährleisten eine vom Staat anerkannte Ausbildung haben und dass damit « wilde Platzierungen » nicht mehr möglich sind. 



Die Chancengleichheit, die Entwicklung der Arbeitswelt, sowie die gesellschaftlichen Veränderungen (Scheidungen, Armut, Arbeitslosigkeit, ...) setzen voraus, dass beide Eltern beruflich tätig sein können, ohne dass sich die Kinder selbst überlassen bleiben oder wenig vertrauenswürdigen Personen anvertraut werden müssen. Die familienergänzende Betreuung von Kindern und Jugendlichen, vom jüngsten Alter bis zum Ende ihrer Schulzeit, muss von Behörden als prioritäres Ziel und Grundbedingung für jede Präventionspolitik betrachtet werden. Beim aktuellen Stand der Dinge ist diese Sicherheit für unsere Kinder nicht gegeben. Das Angebot an Betreuungsplätzen ist je nach Wohngemeinde, Alter des Kindes und den Bedürfnissen der Eltern äusserst unterschiedlich. Das gegenwärtige kantonale Rahmengesetz ist nicht bindend genug und beinhaltet keine Lösung für Kinder im schulpflichtigen Alter.  



Eine starke Minderheit der Mitglieder der Kommission 2 ist der Meinung, dass die Formulierung eines Sozialziels nicht viel an der aktuellen Situation ändern würde. Nur wenn diese Forderung als Sozialrecht - im Sinne einer universellen Erklärung der Rechte der Kinder - formuliert ist, könnte ein bedeutender Impuls für den Aufbau eines  kantonalen Netzes von für alle zugänglichen Betreuungsplätzen gegeben werden. Das Jugendgesetz (in Bearbeitung) könnte die Bedingungen festlegen. 







































2.26. Integration und Teilnahme der Jugendlichen in der allgemeinen Politik 



 2.26.4. Der Kanton und die Gemeinden integrieren die Interessen der Kinder und Jugendlichen in ihre allgemeine Politik.

2.26.5. Der Kanton und die Gemeinden prüfen die Übereinstimmung ihrer Entscheidungen mit den Interessen der Kinder und Jugendlichen.

2.26.6. Der Kanton und die Gemeinden führen geeignete Massnahmen ein, um die gesellschaftliche und politische Integration und Teilnahme der Kinder und Jugendlichen zu fördern.

2.26.7. Der Kanton und die Gemeinden unterstützen die Aktivitäten der Jugend, insbesondere die Arbeit der Vereine und der Jugendzentren.

2.26.8. Das Kind hat das Recht auf Hilfe, Ermutigung und Betreuung in seiner körperlichen, seelischen und intellektuellen Entwicklung, damit es eine erwachsene Person wird, die ihre Verantwortung in der Gesellschaft übernimmt. 

2.26.9. Im Masse ihres Urteilsvermögens üben die Kinder ihre Rechte selber aus. �Einstimmig angenommen.��

Diese verschiedenen Thesen wollen, dass das Kind und die Jugendlichen einen besonderen, anerkannten Platz in unserer zukünftigen Verfassung haben. Die Thesen sind von entscheidender Bedeutung, damit dieser Teil der Bevölkerung ernst genommen wird.



2.27.  Besondere Bedingungen für den Schulbesuch

Die Freiburger Verfassung gewährleistet den Anspruch von Schulpflichtigen auf Unterstützung, wenn Sie beim Schulbesuch wegen der Lage ihres Wohnortes, wegen Behinderung oder aus sozialen Gründen benachteiligt sind. �Mehrheit mit 1 Enthaltung.��

Ohne Kommentar.



2.28.  Weiterbildung

Der Kanton und die Gemeinden anerkennen und unterstützen die Förderung der Weiterbildung. �Einstimmig angenommen.��

In einer Zeit des ständigen Wandels ist es wichtig, die Anerkennung der Weiterbildung in der zukünftigen Verfassung zu verankern. 





2.29.  Solidarität zwischen den Generationen 

Der Kanton und die Gemeinden unterstützen die Solidarität zwischen den Generationen, sowie deren gegenseitiges Verständnis. �Einstimmig angenommen.��

Ohne Kommentar.





2.30. Rechtsschutz

Der Staat muss den Zugang zum Rechtsschutz fördern. 

Der Kanton und die Gemeinden können die Rechtsschutz-Aktivitäten unterstützen. �Einstimmig angenommen.��

Ohne Kommentar.





2.31.  Arbeit unter vernünftigen Bedingungen ; für seine eigenen Bedürfnisse aufkommen 

Der Kanton und die Gemeinden sorgen dafür,  dass jede Person für ihre eigenen Bedürfnisse durch eine Arbeit unter vernünftigen Bedingungen aufkommen kann und dass sie vor den Konsequenzen der Arbeitslosigkeit geschützt ist. �Mehrheit.

1 Enthaltung.��

Ohne Kommentar.





Aufgaben des Staates

Obwohl die Aufgaben des Staates der Kommission 3 zugeteilt sind, hat unsere Kommission beschlossen, ein paar Thesen zu unterbreiten. Diese Thesen sind von der genannten Kommission nicht geprüft wurden, sondern das Resultat unserer Diskussionen.





2.32.  Schutz und Unterstützung der Familien

2.32.1. Der Staat schützt die Familien als Gemeinschaft von Erwachsenen und Kindern. 

2.32.2. Er überprüft die Gesetzgebung in bezug auf die Folgen für die Familien und passt sie entsprechend an.

2.32.3. Um dies zu tun, entwickelt er eine umfassende kantonale Familienpolitik. 

2.32bis Die Familie ist eine Gemeinschaft von Eltern und Kindern. Sie ist die natürliche und grundlegende Zelle der Gesellschaft. �Mehrheit und 4 Oppositionen. 

















Vorschlag der Minderheit : Frau Burri, Frau Joye und Herr Pauchard und Herr Baeriswyl.��



2.33.  Bedingungen, die die Mutterschaft und die Vaterschaft begünstigen 

Der Staat sorgt für Bedingungen, welche die Mutterschaft und die Vaterschaft begünstigen, die erlauben, Familienleben und Arbeitsleben in Einklang zu bringen und die die körperliche und seelische Entfaltung eines jeden Familienmitgliedes gewährleisten. �Einstimmig angenommen.��



2.34. Organe der Familie, der Jugend und der Gleichstellung 

Der Staat führt ein Organ ein, dessen Aufgabe es ist, die Familie, die Jugend und die Gleichstellung zu fördern. �Einstimmig angenommen.��

Diese drei Thesen gehen in die gleiche Richtung wie das Postulat Thérèse Meyer-Kaelin / Isabelle Chassot und sollten die Eintragung eines Artikels über die Familie in unsere künftige Verfassung ermöglichen. 





2.35 : Massnahmen für Erwerbslose



Der Staat fördert die Massnahmen zu Gunsten von erwerbslosen Personen und bemüht sich, neben der Garantie der Existenzmittel, erstellt Massnahmen zu erstellen Verbesserung der Möglichkeit, eine Arbeit zu finden. Er fördert die Möglichkeiten, neue Arbeitsplätze auf dem Arbeitsmarkt zu schaffen. 



Der Staat fördert die gesellschaftliche Integration von erwerbslosen Personen oder der Personen, die Sozialhilfe beziehen. �Mehrheit, 2 Oppositionen.��



2.36 : Kantonalisierung der Sozialhilfe



Die Sozialhilfe ist kantonalisiert. �Mehrheit 8, 2 Oppositionen und 7 Enthaltungen.��

Diese These verlangt eine Kantonalisierung und nicht eine Zentralisierung der Sozialhilfe. Sie stellt die Bürgernähe der regionalen Dienste nicht in Frage.  Sie ermöglicht eine bessere Aufteilung der Aufgaben zwischen Staat und Gemeinden. 





Besonderheiten

Die Kommission hat darauf verzichtet, Thesen über die Kultur und die Integration von AusländerInnen zu entwickeln. Diese Themen sind – zu unserer Zufriedenheit- von der Kommission 3 behandelt worden.�Einstimmig angenommen.��

�

Schlussfolgerungen

Die Arbeiten unsere Kommission haben jedem Mitglied Gelegenheit geboten, in Diskussionen, die von Achtung und Verantwortungssinn geprägt waren, eine ziemlich umfassende Vorstellung der Grundrechte, auf die sich jedes Individuum berufen kann, zu erhalten. Die meisten dieser Rechte betreffen Personen, die in besonderen und manchmal auch schwierigen Situationen sind. 

Die Konkretisierung dieser Rechte soll jedem und jeder erlauben, seinen Platz in der Gesellschaft zu haben. Jede politische Partei, unabhängig von ihrer Orientierung, verlangt mehr Solidarität und soziale Gerechtigkeit. Unsere Kommission hofft, wenn auch in bescheidenem Masse, dazu beigetragen zu haben, einen Schritt weiter in diese Richtung zu gehen. Ihre Mitglieder hoffen, dass diese      Überlegungen auch diejenigen des Verfassungsrates sein werden. 





Freiburg,  der 27. Dezember 2001				Adolphe Gremaud

									     Präsident







Dieser Bericht wurde von den 14 anwesenden Mitgliedern am Donnerstag, dem 27. Dezember 2001, einstimmig angenommen. 
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ANHANG 1: LISTE DER THESEN UND MINDERHEITSANTRÄGE





2.1. Die Würde des Menschen ist zu achten und zu schützen.��

2.2.1 Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich.��

2.2.2. Niemand darf diskriminiert werden, namentlich wegen der Herkunft, des Geschlechts, der Sprache, des Alters, des Zivilstandes, der Lebensform, des Aussehens, der sozialen Stellung, der politischen, religiösen oder philosophischen Überzeugung, seiner Ansichten, einer körperlichen, geistigen oder psychischen Behinderung oder wegen seiner gesellschaftlichen oder beruflichen Stellung. ��

��2.2.3 Mann und Frau sind gleichberechtigt. Das Gesetz sorgt für ihre rechtliche und tatsächliche Gleichstellung, vor allem in Familie, Ausbildung, Arbeit und im Zugang zu öffentlichen Aemtern. Mann und Frau haben Anspruch auf gleichen Lohn für gleichwertige Arbeit.��

2.3.1  Jede Person hat Anspruch darauf, von den staatlichen Organen ohne Willkür und nach Treu und Glauben behandelt zu werden.��

2.3.2.  Der Schutz vor Willkür ist ein unabhängiges Grundrecht. ��

2.4.1  Jede Person hat Anspruch auf Achtung ihres Privat- und Familienleben, ihrer Wohnung, ihrer Korrespondenz und ihres Fernmeldeverkehrs.��

2.4.2. Sie hat Anspruch auf Schutz vor Missbrauch ihrer persönlichen Daten. Sie darf diese Daten einsehen und die Richtigstellung von unzutreffenden Angaben verlangen, sowie die Zerstörung derjenigen, die überflüssig sind. Die Behörden können die Daten nur einsehen, sofern eine legale Basis besteht und diese persönlichen Daten für die Ausführung ihrer Aufgaben notwendig sind. Sie stellen sicher, dass diese Daten vor Missbrauch geschützt sind. ��

2.5.1. Das Recht auf Ehe ist gewährleistet. Die Freiheit andere gemeinschaftliche  Lebensformen zu wählen, ist anerkannt.��

2.5.2. Gleichgeschlechtliche, registrierte Paare haben Anspruch darauf, dass alle für Ehepaare gültigen Bestimmungen des kantonalen Rechts analog auf sie angewendet werden. 

2.5.2bis Sechs Mitglieder sprechen sich für eine registrierte Partnerschaft von Paaren verschiedenen Geschlechts aus��

2.6.1.   Recht auf Leben und auf persönliche Freiheit. �Jeder Mensch hat das Recht auf Leben. �Jeder Mensch hat das Recht auf persönliche Freiheit, insbesondere auf körperliche und geistige Unversehrtheit und auf Bewegungsfreiheit.  ��



2.6.2.    Niederlassungsfreiheit�Die freie Wahl des Wohnsitzes und des Aufenthaltsortes ist im Rahmen der nationalen Gesetzgebung gewährleistet. ��

 

2.6.3.     Religionsfreiheit

2.6.3.1.  Die Glaubens- und Gewissensfreiheit ist gewährleistet.

2.6.3.2.  Jede Person hat das Recht, ihre Religion frei zu wählen, sowie sich ihre philosophischen Ueberzeugungen selbst zu bilden und sie allein oder in Gemeinschaft mit anderen zu bekennen.

2.6.3.3.  Jede Person hat das Recht, einer Religionsgemeinschaft beizutreten, ihr anzugehören oder sie zu verlassen und religiösem Unterricht zu folgen.  

2.6.3.4. Jegliche Art von Zwang, Machtmissbrauch oder Manipulation im Bereich von Gewissen oder Glauben sind verboten. ��

 

2.6.4. Meinungs- und Informationsfreiheit.�Die Meinungs- und Informationsfreiheit ist gewährleistet. Sie beinhalten das Recht, die eigene Meinung frei zu bilden und sie ungehindert zu äussern und zu verbreiten. ��





2.6.5.    Vereinigungsfreiheit�Jede Person hat das Recht, Vereinigungen zu bilden, Vereinigungen anzugehören und sich an den Tätigkeiten von Vereinigungen zu beteiligen. Niemand darf dazu  gezwungen werden.��



2.6.6.  Versammlungs- und Demonstrations-  freiheit 

2.6.6.1. Jede Person hat das Recht, eine Demonstration oder eine Versammlung zu organisieren.

2.6.6.2.  Jede Person ist frei, an einer Versammlung oder Demonstration teilzunehmen. Niemand kann dazu gezwungen werden. 

2.6.6.3. Das Gesetz oder ein Gemeindereglement kann Demonstrationen auf öffentlichem Grund der Bewilligungspflicht unterstellen. 

2.6.6.4. Die Demonstrationen werden erlaubt, sofern ein geregelter Ablauf gesichert scheint und die Beeinträchtigung der Interessen der anderen TeilnehmerInnen erträglich scheint.  ��





2.6.7   Kunstfreiheit�           Die Freiheit der Kunst ist gewährleistet.��



2.6.8. Freiheit der wissenschaftlichen Lehre   und Forschung 

2.6.8.1.  Die Freiheit der wissenschaftlichen Lehre und Forschung ist gewährleistet.

2.6.8.2.  Personen, die wissenschaftlich oder in  der Forschung oder in der Lehre tätig sind, übernehmen Verantwortung gegenüber der Integrität des Lebens der Menschen, der Tiere, der Pflanzen und ihrer Lebensgrundlagen.��



2.6.9.    Wirtschaftsfreiheit

2.6.9.1.  Die Wirtschaftsfreiheit ist gewährleistet.

2.6.9.2. Sie umfasst insbesondere die freie Wahl des Berufes sowie den freien Zugang zu einer privatwirtschaftlichen Erwerbstätigkeit und deren freie Ausübung.  ��

 

2.6.10.   Koalitions- und Streikfreiheit

2.6.10.1  Die Gewerkschaftsfreiheit ist gewährleistet : niemand darf wegen seiner Zugehörigkeit zu einer Gewerkschaft oder wegen gewerkschaftlicher Aktivitäten benachteiligt werden. Niemand kann gezwungen werden, einer Gewerkschaft beizutreten. ��



2.6.10.2. Das Recht auf Streik und Aussperrung (lock-out) sind gewährleistet, wenn sie Arbeitsbeziehungen betreffen und wenn keine Verpflichtungen entgegenstehen, den Arbeitsfrieden zu wahren oder Schlichtungsverhandlungen zu führen. 

2.6.10.3.  Das Gesetz kann die Ausführung dieses Rechts regeln; es kann bestimmten Kategorien von Personen den Streik verbieten oder Einschränkungen auferlegen, namentlich im öffentlichen Dienst. ��

 

2.6.10.4.bis Streitigkeiten sind nach Möglichkeit durch Verhandlung oder Vermittlung beizulegen. Streik  und Aussperrung sind ein Recht; dieses Recht kann durch Gesamtarbeitsverträge und die Verpflichtung, einen minimalen Dienst zu gewärleisten, eingeschränkt werden. ��



2.6.11.   Medienfreiheit�Die Medienfreiheit und das Redaktionsgeheimnis sind gewährleistet.��







2.6.12.   Zensur�Für die Begriffe der Informations- und Meinungsfreiheit und der Medienfreiheit, ist keine vorangehende Zensur möglich.��

2.7.     Eigentumsgarantie

2.7.1.    Das Eigentum ist gewährleistet.

2.7.2.  Enteignungen und Eigentumsbeschränkungen, die einer Enteignung gleichkommen, werden voll entschädigt. 

2.7.3.  Der Kanton und die Gemeinden bilden günstige Voraussetzungen für eine breite Verteilung von privatem Grundbesitz, im wesentlichen damit dieser vom Besitzer genutzt wird. ��



2.8.   Recht auf Information

2.8.1  Jede Person hat das Recht, offizielle Dokumente einzusehen insofern kein ausschlaggebendes, öffentliches Interesse dagegen spricht. 

2.8.2. Das Gesetz regelt das Recht auf Information.��

2.9.  Recht auf ein würdiges Lebensende 

2.9.1. Jede verletzliche, abhängige, behinderte oder dem Tode nahestehende Person  hat Anspruch auf besondere Aufmerksamkeit.

2.9.2. Jede Person hat das Recht, in Würde zu sterben.��

2.10.  Jede Person hat das Recht auf medizinische Grundversorgung.��

2.11. Jede Person in Not hat ein Recht auf eine angemessene Unterkunft, auf medizinische Grundversorgung und auf die Mittel, die für ein menschenwüdiges Dasein unerlässlich sind.��

2.12. Jede Person, die sich in einer Notlage befindet, weil sie Opfer wurde von schweren Delikten, Naturkatastrophen oder anderen ähnlichen Ereignissen, hat ein Recht auf angemessene Unterstützung. ��

Der Kommission gelang es nicht, sich zu entscheiden (8 gegen 8); die vorgeschlagenen Thesen sind die folgenden:

2.13.1.  Die Behörden sorgen dafür, dass die Grundrechte, soweit sie sich dazu eignen, auch unter Privaten wirksam werden.

2.13.2.  Soweit sie sich dazu eignen, werden die Grundrechte auch auch unter Privaten wirksam. Die Drittwirkung soll insbesondere für die Thesen zur Religionsfreiheit, zum Datenschutz, zur Gewerkschaftsfreiheit, zum Mindestlohn und zur Gleichstellung von Mann und Frau gelten.

��

2.14. Einschränkung der Grundrechte

2.14.1  Der Kerngehalt der Grundrechte ist unan  tastbar. 

2.14.2. Einschränkungen von Grundrechten bedürfen einer gesetzlichen Grundlage Schwerwiegende Einschränkungen müssen im Gesetz selbst vorgesehen sein. Ausgenommen sind Fälle ernster, unmittelbarer und nicht anders abwendbarer Gefahr. ��2.14.3. Einschränkungen von Grundrechten müssen durch ein öffentliches Interesse oder durch den Schutz von Grundrechten Dritter gerechtfertigt sein. 

2.14..4  Einschränkungen von Grundrechten müssen verhältnismässig sein.��

Sozialrechte





 2.15.  Das Recht auf einen Mindestlohn

2.15.1. Jede lohnabhängige Person, die einer bezahlte Erwerbstätigkeit ausübt, hat Anspruch auf einen Lohn, der ihre Grundbedürfnisse deckt. 

2.15.2.  Das Gesetz bestimmt die Höhe des Mindestlohnes. ��

2.16.   Mutterschaft

2.16.1. Jede Frau hat Anspruch auf materielle Sicherheit vor und nach der Geburt. 

2.16.2. Jede Frau, ob sie erwerbstätig ist oder nicht, hat Anspruch auf eine Mutterschaftsleistung. 

2.16.3. Eine Versicherung deckt den Erwerbsausfall der erwerbstätigen Frauen. 

2.16.4.  Diese Massnahmen bleiben in Kraft, bis  der Bund gleichwertige Leistungen ausschüttet.

2.16.5. Die Mutterschaftsversicherung muss spätestens 36 Monate nach dem in Kraft treten dieses Textes anfangen, ihre Leistungen auszuschütten.

2.16.6. Der Mutterschaftsurlaub dauert 16 Wochen. 

2.16.6. bis Vorschlag der Minderheit: es soll keine  Urlaubsdauer erwähnt werden. ��

2.17. Adoption

2.17.1. Die Mutterschaftsversicherung muss die Adoption gleich behandeln wie die Mutterschaft , sofern:

             - das adoptierte Kind nicht das Kind des Ehegatten ist, und �- das Alter oder die Situation des Kindes es rechtfertigen. ��

Kinder

2.18.   Kinder

2.18.1.  Das Kind hat ein Recht auf einen besonderen Schutz seiner körperlichen und seelischen Unversehrtheit, auch innerhalb seiner Familie.

2.18.2. Die minderjährigen Opfer von Gesetzesübertretungen haben ein Recht auf spezifische Hilfe, um ihre Schwierigkeiten zu überwinden. 

2.18.3. Die gerichtlichen Verfahren berücksichtigen die besondere Situation der Kinder und Jugendlichen. 

2.18.4. Unabhängig vom Einkommen seiner Familie, hat jedes Kind Anspruch auf eine Leistung, die einen substantiellen Teil seiner Unterhaltungs- und Erziehungskosten deckt. 

2.18.5.  Familien mit Kleinkindern, die ständig betreut werden müssen, haben Anspruch auf ergänzende Leistungen, falls ihr Einkommen ungenügend ist.��

2.19.  Schule und Ausbildung

2.19.1.  Jedes Kind hat das Recht auf einen ausreichenden und kostenlosen Vorschul-, Schul- und Nachschulunterricht, der seinen Fähigkeiten entspricht. 

2.19.2.  Der Unterricht integriert die Ziele der Allgemeinbildung. 

2.19.3.  Jede Person hat das Recht auf finanzielle Hilfe für ihre erste Ausbildung nach dem Schulobligatorium, je nach  ihrer finanziellen Lage und derjenigen ihrer Familie. ��

2.20.  Pflichten

« Jede Person ist für sich selber verantwortlich, übernimmt ihre Verantwortung gegenüber den anderen Menschen, der Gemeinschaft und den zukünftigen Generationen.»





Sozialziele

2.21.  Integration von behinderten Personen



Es werden Massnahmen zugunsten von behinderten Personen eingeführt, zur Kompensation der Ungleichheiten und zur Förderung ihrer wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Integration. ��

 



2.22. Teilnahme und Integration von älteren Menschen

Aeltere Menschen sind vollwertige Mitglieder der Gesellschaft. Sie haben in allen Lebenslagen Anspruch auf Mitwirkung, auf Autonomie, Lebensqualität und Achtung ihrer Persönlichkeit. ��

 

2.23.  Schutz und Förderung der Gesundheit

2.23.1. Jede Person hat das Recht auf Schutz und Förderung der Gesundheit und auf die dazu nötigen Informationen. 



2.23.1. Der Staat verpflichtet sich, die Gesundheit zu fördern durch Massnahmen wie Vorbeugung und Reiheuntersuchungen , Verbesserung der Umwelt- und Lebensbedingungen. (Sozialziel) ��

Recht auf Wohnung

2.24.  Der Kanton und die Gemeinden sorgen dafür, dass jede Person in erträglichen Bedingungen wohnen kann. 



2.24 bis Das Recht auf Wohnung ist gewährleistet.   ��

2.25. In Ergänzung zur Verantwortung der Familie, kommt jedes Kind in den Genuss einer qualifizierten, familieneränzenden Betreuung. 

��

2.25bis  7 Personen verlangen, dass dieses Sozialziel ein Grundrecht wird.��

 

2.26.  Integration und Teilnahme der Jugendlichen in der allgemeinen Politik

2.26.1. Der Kanton und die Gemeinden integrieren die Interessen der Kinder und Jugendlichen in ihre allgemeine Politik.

2.26.2. Der Kanton und die Gemeinden prüfen die Übereinstimmung ihrer Entscheidungen mit den Interessen der Kinder und Jugendlichen.

2.26.3 Der Kanton und die Gemeinden führen geeignete Massnahmen ein, um die gesellschaftliche und politische Integration und Teilnahme der Kinder und Jugendlichen zu fördern.

2.26.4. Der Kanton und die Gemeinden unterstützen die Aktivitäten der Jugend, insbesondere die Arbeit der Vereine und der Jugendzentren.

2.26.5. Das Kind hat das Recht auf Hilfe, Ermutigung und Betreuung in seiner körperlichen, seelischen und intellektuellen Entwicklung, damit es eine erwachsene Person wird, die ihre Verantwortung in der Gesellschaft übernimmt. 

2.26.6. Im Masse ihres Urteilsvermögens üben die Kinder ihre Rechte selber aus. 

��

Besondere Bedingungen für den Schulbesuch

2.27. Die Freiburger Verfassung gewährleistet den Anspruch von Schulpflichtigen auf Unterstützung, wenn Sie beim Schulbesuch wegen der Lage ihres Wohnortes, wegen Behinderung oder aus sozialen Gründen benachteiligt sind. ��



 Weiterbildung

2.28. Der Kanton und die Gemeinden anerkennen und unterstützen die Förderung der Weiterbildung. ��



  Solidarität zwischen den Generationen

2.29. Der Kanton und die Gemeinden unterstützen die Solidarität zwischen den Generationen, sowie deren gegenseitiges Verständnis. ��



Rechtsschutz

2.30. Der Staat muss den Zugang zum Rechtsschutz fördern. 

Der Kanton und die Gemeinden können die Rechtsschutz-Aktivitäten unterstützen. ��

Arbeit unter vernünftigen Bedingungen ; für seine eigenen Bedürfnisse aufkommen

2.31.  Der Kanton und die Gemeinden sorgen dafür,  dass jede Person für ihre eigenen Bedürfnisse durch eine Arbeit unter vernünftigen Bedingungen aufkommen kann und dass sie vor den Konsequenzen der Arbeitslosigkeit geschützt ist. ��



Aufgaben des Staates





2.32.  Schutz und Unterstützung der Familien

2.32.1. Der Staat schützt die Familien als Gemeinschaft von Erwachsenen und Kindern. 

2.32.2. Er überprüft die Gesetzgebung in bezug auf die Folgen für die Familien und passt sie entsprechend an.

2.32.3. Um dies zu tun, entwickelt er eine umfassende kantonale Familienpolitik. 

2.32bis  Die Familie ist eine Gemeinschaft von Eltern und Kindern. Sie ist die natürliche und grundlegende Zelle der Gesellschaft. ��

Bedingungen, die die Mutterschaft und die Vaterschaft begünstigen

2.33. Der Staat sorgt für Bedingungen, welche die Mutterschaft und die Vaterschaft begünstigen, die erlauben, Familienleben und Arbeitsleben in Einklang zu bringen und die die körperliche und seelische Entfaltung eines jeden Familienmitgliedes gewährleisten. ��

Organe der Familie, der Jugend und der Gleichstellung

2.34. Der Staat führt ein Organ ein, dessen Aufgabe es ist, die Familie, die Jugend und die Gleichstellung zu fördern. ��



Massnahmen für Erwerbslose



2.35. Der Staat fördert die Massnahmen zu Gunsten von erwerbslosen Personen und bemüht sich, neben der Garantie der Existenzmittel, erstellt Massnahmen zu erstellen Verbesserung der Möglichkeit, eine Arbeit zu finden. Er fördert die Möglichkeiten, neue Arbeitsplätze auf dem Arbeitsmarkt zu schaffen. 



Der Staat fördert die gesellschaftliche Integration von erwerbslosen Personen oder der Personen, die Sozialhilfe beziehen. ��

Kantonalisierung der Sozialhilfe



2.36.  Die Sozialhilfe ist kantonalisiert. ��



Besonderheiten





2.37. Die Kommission hat darauf verzichtet, Thesen über die Kultur und die Integration von AusländerInnen zu entwickeln. Diese Themen sind – zu unserer Zufriedenheit- von der Kommission 3 behandelt worden.��
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